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---------------------------MBZ 

Arbeitszeit 

Schwarzarbeit zum Nulltarif kann harte Folgen haben 
Eine Analyse der gesetzlichen Regelungen zum Thema des Zwangs zu unbezahlten Überstunden 

Von _ 
Dr. jur. Alexander Peters* 
und RA Roland Wehn** 

enden. Die Ärzte meiner Abtei­
lung buchen dann bis auf denje­
weiligen Bereitschaftsarzt ent­
sprechend um 17.30 Uhr aus! 
Noch Fragen? Ich muss nicht 
besonders darauf aufmerksam 
machen, dass Kollegen, die an­
ders vorgehen wollen, sich nicht 
darüber wundem müssen, bei 
einer eventuellen Verlänge­
rung ihres Weiterbildungs- ,i 

vertrages nicht berücksich­
tigt werden zu können ... !" 

Es soll sich bei solchem 
oder ähnlichem Vorgehen 
nicht nur um Einzelfälle 
handeln, wenn sogar in 
Häusern in öffentlicher 
Trägerschaft nachgeordnete 

nahme in ein Dauer­
dienstverhältnis oder in der 
Vertragsverlängerung bzw. Be­
forderung angedroht, wenn sich 
der betroffene Arzt gegen diese 
"Schwarzarbeit zum Nulltarif' 
zur Wehr setzt. 

Bei den rechtlichen Konse­
quenzen einer solchen Vorge­
hensweise kommt dem juristi­
schen Laien zunächst der 
Straftatbestand der Urkunden-

fälschung in den Sinn. Der 
Jurist erkennt indes, dass es 
bereits fraglich ist, ob die 
Arbeitszeitkarte überhaupt 

eine Urkunde im Sinne des 
Strafgesetzes darstellt. 

Auch ~nabhängig davon 
kann dieser Tatbestand nicht 
greifen; denn der Zeitstem-

pel der Stechuhr besagt ob-

jektiv betrachtet nicht mehr, als 
dass dieser zum Zeitpunkt des 
Stempelns aktiviert wurde. 

Darüber hinaus enthält die 
Arbeitszeitkarte keine wei­
tere menschliche Gedanken-
erklärung. Dies gilt auch 

dort, wo modeme 
EDV-Zeiterfas­
sungssysteme 

zum Einsatz 
kommen. 

Weiterhin 
denkt der ju­

ristische Laie an 
einen Sozial ver­
sicherungsbetrug, 
da Arbeitsleistung 
erbracht, aber nicht 
entsprechend der tarifver­
traglichen Bestimmungen ver­
gütet wurde. Auf die Auszah­
lung des entsprechenden Gehal­
tes folgt indes erst die Verpflich­
tung des Arbeitgebers zur Abga­
be von Sozialleistungen. Ohne 
Gehaltszahlung kann der Tatbe­
stand des Sozialabgabenbetrugs 
folglich nicht verwirklicht wer­
den. 

Tatbestand 
Erpressung 

Der Strafrechtler denkt bei 

der Bewertung der Strafbarkeit 
sofort an den Tatbestand der Er­
pressung (§ 253 Strafgesetz­
buch). Dort heißt es: "Wer einen 
Menschen ... durch Drohung 
mit einem empfindlichen Übel 

zu einer Handlung ... nötigt 
und dadurch dem Ver­

mögen des Genö­
tigten ... Nachteil 
, zufügt, um sich 

oder einen 
Dritten zu Un­
recht zu berei­
chern, wird ... 

bestraft." 
Für den Er­

pressungstatbe­
stand ist entschei-

dend, dass einerseits 
der Arzt unentgeltlich 
und damit für sich 
nachteilig arbeitet und 
andererseits der Kran­
kenhausträger Kosten 
spart. Der Straf] urist 
qualifiziert dies als ei­
nen verwerflichen, 
nämlich ausbeuteri­
schen Vermögens­
übergang. 

Beachtlich ist das dro­
hende Strafmaß. Bei der 
erörterten Konstellati-
on muss jedenfalls von 

einer so genannten 
gewerbsmäßigen 
Erpressung ausge­
gangen werden, für 
die eine Mindest­
freiheitsstrafe von 
einem Jahr vorgese­
hen ist. Ein Arzt, der 
wegen einer solchen 
"Erpressung in einem besonders 
schweren Fall" verurteilt wird, 
weil er in trägerschaftlicher Ver­
antwortung dem nachgeordne­
ten Arzt ausdrücklich oder 
konkludent Nachteile für den 
Fall androht, dass dieser seine 
Überstunden registriert und so 
vergütungspflichtig geltend 
macht, hat zudem erhebliche 

Dienstordnungs- oder be­
rufsrechtliche Konse­
quenzen zu erwarten. 
Schlimmstenfalls muss 

mit dem Entzug der Ap-
probation gerechnet wer­

den. 

Wenn der Zeuge 
nicht auf dem 

Dienstplan steht .. , 

Es ergeben sich zu­
dem Folgeproblemati­
ken z. B. dann, wenn 
ein Patient auf Schaden-
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ersatz klagt und im 
Rahmen dieses Pro­
zesses der Assistenz­
arzt - der nach 
Dienstplan über­
haupt nicht anwesend 

war - als Zeuge be­
nannt werden muss. 

Falschaussage, Prozessbe­
trug zum Nachteil von Patienten 
und gegebenenfalls Strafverei­
telung sind solchen Systemen 
immanent. 

Vor diesem Hintergrund ist 
Klinikträgem und verantwortli­
chen ärztlichen Mitarbeitern 
dringend zu empfehlen, von 
diesen und ähnlichen Praktiken 
Abstand zu nehmen; denn damit 
schaden sie nicht nur dem Ge­
sundheitssystem als solchem, 
sondern auch der eigenen beruf­
lichen Existenz. 

* RA Dr. jur. Alcxandcr Petcrs ist Fachan­
walt /Ur Strafrecht in Kohlenz, Pet crs & 
Neumann, Rechtsanwaltssozietät im Arzt­
und Medizinrecht, Strafrecht, Friedrich­
[bert-Ring 39, 56068 Koblenz, Telelt1l1: 
(0261) 13 33 78-0, Fax: (02 61) 133318-5, 
E-Mail: info@RechtOk.de 

** RA Roland Wehn arheitet in der Fortbil­
dungsabtcilung DBV- Wintcrthur Direktion, 
Leopoldstraße 204. 80804 München, 
Telefon: (0 89) 36 06 35 08, Fax: (0 89) 
3 60 61 35 08, E-Mail: Roland-peter. 
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